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LeichterWitz trotz
schwerer Kunst
Elsau EineAusstellung zeigtWerke
vonBernhardLuginbühl, seinem
Sohnund seinerFrau. Seite 10

Lokalwurzelnd trotz
orientalischerHeimat
Garten DerEchte Schwarzkümmel
stammtausVorderasien,gedeiht
aberauchbei unsbestens. Seite 7

Arbeiten trotz
Handicap
Epilepsie Zusammenmit der IV
schaffteDennisKläydenEinstieg in
denerstenArbeitsmarkt. Seite 4

Martin Gmür

Es gab im Gemeinderat gestern
Abend jene, vor allem die Grün-
liberalen, die alle amtlichen Pu-
blikationen nurnoch im Internet
veröffentlichen würden. Das
wäre smart und zukunftsträch-
tig, sagte derenWortführer, alles

andere eine «konservative Dop-
pelspurigkeit». Und es gab jene,
die hätten diese Doppelspurig-
keit zugunsten der älteren, we-
niger internetaffinen Bevölke-
rung gerne noch etwas ausge-
dehnt. Nicht nur bis Ende 2025,
sondern bis 2028. «Das sindwir
dieser Generation schuldig, die

unseren Wohlstand erschaffen
hat», sagte die CVP-Sprecherin.

Der Gemeinderat entschied
sich – letztlich einstimmig – für
den Mittelweg. Die eigentliche
amtliche Publikation passiert im
Internet auf der städtischen Sei-
te, dieses Datum istmassgebend.
Gewisse Publikationenwie Bau-

gesuche, Todesanzeigen, Ver-
kehrs- oder andere Anordnun-
gen, Traktanden und Beschlüs-
se des Gemeinderates werden
parallel dazu vorerst bis Ende
2025 auch als Informationenver-
öffentlicht «in einer in Winter-
thur erscheinenden Zeitung», die
eine gewisse Verbreitung hat.

Die Aufsichtskommission hatte
sich mit dieser Frage und ande-
ren Themen, die sich um die
städtische Informationspflicht
drehen, reichlich Zeit gelassen.
Sieben Sitzungen und noch eini-
gemehr in kleinerer Gruppewa-
ren dafür nötig. Das Ergebnis sei
nun gut, wurde betont. Seite 5

Der Gemeinderat wählt denMittelweg
zwischenOnline- und Printpublikation
Winterthur Die amtlichen Publikationen der Stadt werden künftig vorab im Internet veröffentlicht. Ein Teil dieser
Informationen wird vor allem für ältere Leute auch in der Zeitung zu lesen sein – bis auf weiteres wenigstens.
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Lokal Frühnebel, sonst
sonnig und sehr warm.

14° 29°

Wetter

Winterthur Der Stadtrat hat sich
gestern gegen eine Traglufthalle
über dem grossen Becken im
Freibad Geiselweid ausgespro-
chen. Das 2,3-Millionen-Fran-
ken-Projekt, das auf eine Initia-
tive von Schwimmsportlern zu-
rückgeht, kommt am20.Oktober
vors Volk. Es ist nach dem 2012
abgelehnten Cabriodach der
zweite Anlauf fürmehr gedeckte
Wasserfläche.Der Stadtrat nennt
ökonomische und ökologische
Gründe für seineAblehnung.Die
Befürworter, die am Samstag in
Badehosen demonstrierten, fin-
den die Argumente nicht nach-
vollziehbar. (mcl) Seite 4

Stadtrat sagt Nein
zur Traglufthalle

Winterthur Seit dem 1. Juli ist das
Restaurant Rössli (13 «GaultMil-
lau»-Punkte) an derTechnikum-
strasse geschlossen. Und bleibt
es vorerst auch. Denn Spitzen-
koch Michi Weber und seine
Partnerin Fabienne Ziroli haben
den Fünfjahresvertrag auslaufen
lassen. «Ich habe eine neue He-
rausforderung gesucht», sagt der
38-Jährige. Gefunden hat er sie
im Restaurant Kunsthalle in Ba-
sel. Die Nachfolge im Rössli ist
geregelt.Wiedereröffnung ist am
1. Januar 2020. (tm) Seite 4

Gourmetkoch
verlässtWinterthur

Wülflingen DieProben fürdasFreilichtmusical «Ein schönerSchwindel» laufenaufHochtouren.Wennnoch
dasWettermitspielt, steht einergelungenenPremiere amFreitagnichts imWeg. Seite 3 Foto: HeinzDiener

Das Reformationsjubiläum kann auch amüsieren

KKinderbetreuung Ein Jahr nach
dem Start einer neuartigen Fi-
nanzhilfe fürdieKinderbetreuung
hat nur ein Kanton eine Zusage
des Bundes erhalten. Dieser hat
100 Millionen Franken bereit ge-
stellt,damit Elternweniger fürdie
externe Kinderbetreuung zahlen
müssen. Nun werden aber Be-
fürchtungen wach, der bis 2023
befristeteKreditwürdenicht aus-
geschöpft.«Dannwird esheissen,
dass es kein Bundesgeld für die
Kinderbetreuung brauche», sagt
Jris BischofvomZugerSozialamt.
Das Bundesamt für Sozialversi-
cherungen hingegen ist mit dem
Start der Finanzhilfen zufrieden.

Kritisch sehen aber mehrere
Kantone den fein ziselierten An-
reizmechanismus der Bundes-
finanzierung, die einen riesigen
bürokratischen Aufwand verur-
sacht. «Der Bund hat den richti-
genWeg gesucht, setzt die Mittel
aber realitätsfremd ein», sagt Bi-
schof. Marco Galli von der Tessi-
nerKantonsverwaltungnenntdas
Vorgehen «komplex undheraus-
fordernd». (faf) Seite 23

Die 100Millionen
für Krippenwerden
kaum beansprucht

Kantonsrat Als die Verkehrskom-
mission des Kantonsrates im
letzten Winter die Ergebnisse
ihrer Beratungen zu Vorstössen
zum Strassengesetz präsentier-
te, herrschte bei den linksgrü-
nen Parteien Alarmstimmung.
SVP und FDP wollten nämlich
den beiden Grossstädten Zürich
undWinterthur die Planungsho-
heit über die überkommunalen
Strassen entziehen. Und die
Chancen standen gut, dafür eine

Mehrheit im Kantonsrat zu be-
kommen.

Seit im Parlament in Umwelt-
fragen aber eine Öko-Allianz das
Sagen hat, ist alles anders. Bei
der gestrigen Beratung des
Strassengesetzes stoppten SP,
Grüne, GLP, EVP und AL nicht
nur diese Entmachtungsgelüs-
te, sondern setzten ihre eigenen
Prioritäten. Sie schrieben etwa
ins Gesetz, dass der Kanton die
externen Kosten des Strassen-

verkehrs dem Strassenfonds be-
lasten muss. Darunter fallen
unter anderem auch gesundheit-
liche Kosten, die der Strassen-
verkehrverursachen kann: Herz-
infarkte, Husten, Asthma. Die
SVP konterte, auch Staus könn-
ten Herzinfarkte verursachen.
Die Partei hat bereits das Behör-
denreferendumgegen die «Plün-
derung des Strassenfonds» an-
gekündigt, sodass amEndewohl
das Volk entscheiden muss.

Die Öko-Allianz hat auch durch-
gesetzt, dass die Gemeinden
zum Bau und Unterhalt ihrer
Strassen vom Kanton Geld aus
dem Strassenfonds erhalten.
Mindestens 20 Prozent dieses
Fonds sollen dafür verwendet
werden,was 80 bis 90Millionen
Franken entspricht. Je mehr Ki-
lometer Gemeindestrasse eine
Gemeinde bauen und unterhal-
ten muss, desto mehr Geld soll
sie bekommen. (tsc) Seite 17

Öko-Allianz stoppt Entmachtung der Grossstädte

Elgg Die Elggerinnen und Elgger
müssen sich damit auseinander-
setzen, wie sich ihre Gemeinde
in Zukunft räumlich entwickeln
soll. Ein erstes Konzept analy-
siert das fusionierte Gemeinde-
gebiet und sollWünsche und Be-
dürfnisse aus der Bevölkerung
aufnehmen. In diesem Stadium
des Prozesses habeman noch et-
was mehr Spielraum, erklärt
Bauvorsteherin Nicole Klein im
Interview. So fänden auch Ideen
Eingang in das Konzept, deren
Machbarkeit noch nicht abge-
klärt worden sei. (nid) Seite 9

Elgg wächst und
muss planen

Wiesendangen AmSonntag stim-
mendieWiesendangerinnen und
Wiesendanger über eine Sanie-
rung ihres Feuerwehrlokals und
einen Anbau für 3,3 Millionen
Franken ab.Nunwird Kritik laut:
Wenn die Feuerwehr auf Druck
der Gebäudeversicherung eine
sogenannte Autodrehleiter an-
schaffen müsste, hätte diese
auch nach dem leichten Ausbau
keinen Platz. (gab) Seite 7

Platzprobleme
trotz Ausbau?


